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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 29.— 


(Nr. 3153.) Verordnung über das Verfahren in Civilprozeſſen in den Bezirken des Appel— 
a lationsgerichts zu Greifswald und des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein. 
Vom 21. Juli 1849. 


"ti IC Yn e i 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ac. ꝛc. ö 
verordnen nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſteriums, auf Grund des 
Artikels 105. der Verfaſſungsurkunde, für die Bezirke des Appellationsgerichts 
zu Greifswald und des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein behufs Einführung 
eines gleichmaͤßigen, auf Muͤndlichkeit und Oeffentlichkeit beruhenden Verfah— 
rens in Civilprozeſſen, unter Aufhebung der bisherigen Prozeßvorſchriften, ſo— 
weit dieſe den Beſtimmungen dieſer Verordnung entgegenſtehen, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Vom Mandatsprozeß. 


Sch, 
Der unbedingte Mandatsprozeß foll. in folgenden Faͤllen ſtatt finden: 
1) wegen aller Verbindlichkeiten aus einfeitigen Geſchaͤften, wenn die bar- 
über errichtete Urkunde entweder von einer inländiſchen Öffentlichen Be— 
hoͤrde oder einem inlaͤndiſchen Notar innerhalb der Grenzen ihrer Kom— 


* 


petenz und in gehoͤriger Form ausgefertigt oder beglaubigt, oder von 


einer inlaͤndiſchen öffentlichen Behoͤrde in eigener Angelegenheit ausge— 
fertigt iſt; 


2) wegen aller auch aus zweiſeitigen Geſchaͤften herruͤhrenden Forderungen 


von Kapitalien, Zinſen und zu beſtimmten Zeiten wiederkehrenden Lei— 
ſtungen, wenn die daruͤber errichtete Urkunde die zu 1. beſtimmten Er— 
forderniſſe hat und die Erfuͤllung der Gegenleiſtung in derſelben do— 
kumentirt iſt. 


Die Urkunde muß in beiden Faͤllen im Originale mit der Klage uͤber— 


reicht werden. 
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3) wegen Forderungen der Geiſtlichen, der gerichtlichen Anwalte und No⸗ 
tare, der Feldmeſſer und Kondukteure, der Kirchen- und Schulbedienten 
fuͤr ihre Gebuͤhren und Auslagen, wenn ſolche durch die vorgeſetzte Be— 
hoͤrde feſtgeſetzt worden ſind, und das Feſtſetzungsdekret mit der Klage 
zugleich uͤberreicht wird; 

4) wegen Forderungen aus dem Zeitraume Eines Jahres von Einreichung 
der Klage zuruͤckgerechnet, der ordnungsmaͤßig konzeſſionirten Privat: 
Schul- und Erziehungs-Anſtalten an ruͤckſtaͤndigem, durch ihren Einrich— 
tungsplan feſtgeſetzten Schul- ober Penſionsgelde, der Medizinalperſonen 
fuͤr ihre aͤrztlichen Dienſtleiſtungen, wenn ſie ſolche ſpeziell angeben, und 
der Apotheker für Arzneimittel, wenn ihre Rechnungen mit den ärztlichen 
Rezepten und einem Feſtſetzungsdekret belegt ſind. 


H. 2. 

Gegen das mit Beſtimmung einer vierzehntaͤgigen Friſt zu erlaſſende 
Mandat ſind nur ſolche Einreden zulaͤſſig, welche ſofort durch Urkunden, Ei— 
deszuſchiebung oder Zeugen, deren unverzuͤglicher Abhoͤrung kein Hinderniß ent— 
gegenſteht, liquid gemacht werden koͤnnen. 

Bringt der Verklagte dergleichen Einreden vor, ſo ſind beide Parteien 
und die vom Verklagten etwa benannten Zeugen zur mündlichen Verhandlung 
der Sache nach den unten (H. 37.) folgenden Beſtimmungen vorzuladen. 

Findet der Richter den Einwand erheblich und bewieſen, ſo wird auf 
Zuruͤcknahme des Mandats erkannt. Wenn dagegen appellirt wird, ſo muß 
bis zur rechtskraͤftigen Entſcheidung die Exekution ſuspendirt bleiben. 

Wird der Einwand unerheblich oder unerwieſen befunden, ſo wird auf 
Vollſtreckung des Mandats erkannt, und die Appellation gegen ein ſolches Er— 
kenntniß kann die Exekution nicht aufhalten. 

In beiden Fallen bleibt dem unterliegenden Theile die Verfolgung feiner 
Anſpruͤche im ordentlichen Prozeſſe vorbehalten. 

Eine Reconvention, inſoweit ſolche ſich nicht zu einer Kompenſations-Ein— 
rede eignet, hat nur die Begruͤndung des Gerichtsſtandes zur Folge. 

$. 3. 

Einreden, welche nach Ablauf der im Mandate feſtgeſetzten Friſt vorge— 
bracht werden, ſollen die Exekution des Mandats nicht aufhalten, vielmehr 
mittelſt einfacher Verfuͤgung zum Separat-Verfahren, im geeigneten Wege des 
Prozeſſes, verwieſen werden. 

Auf Einreden, welche uͤberhaupt gegen die Exekution rechtskraͤftiger Er— 
kenntniſſe vorgebracht werden koͤnnen (F. 85.), findet dieſe Beſtimmung keine 
Anwendung. ! 


H. 4. 

Ein bedingtes Mandatsverfahren ſoll bei allen nicht zum unbedingten 
Mandatsverfahren ($. 1.) geeigneten Klagen, deren Gegenſtand funfzig Thaler 
nicht uͤberſteigt, ſtatt finden, wenn dieſelben auf Zahlung einer Geldſumme ober 
Gewaͤhrung anderer vertreibarer (fungibler) Sachen gerichtet find. Das ers 

Ab⸗ 
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abſchriftlicher Mittheilung der Klage an den Verklagten zu erlaffende Mandat 
muß die Beſtimmung, was der Verklagte dem Klaͤger zu zahlen oder zu leiſten 
hat, und die Verwarnung enthalten, daß, wenn der Verklagte binnen einer 
vierzehntaͤgigen oder bei ſchleunigen Sachen nach richterlichem Ermeſſen noch 
kuͤrzer zu beſtimmenden Friſt weder mündlich zu Protokoll, noch ſchriftlich Wi— 
derſpruch beim Gericht erhebt, das Mandat die Kraft eines Erkenntniſſes er- 
lange, und auf den Antrag des Klägers, der wem der erfolgten Inſinuation 
zu benachrichtigen iſt, ohne Weiteres werde zur Vollſtreckung gebracht werden. 
Wenn innerhalb der beſtimmten Friſt Widerſpruch angebracht wird, fo 
find beide Theile zur vollſtaͤndigen Klagebeantwortung und weiteren mündlichen 
Verhandlung daruͤber nach den unten folgenden Beſtimmungen vorzuladen. 


H. 5. 


f Im Bezirke des Appellationsgerichts zu Greifswald finden die in den H. 1. 
bis 3. enthaltenen Vorſchriften über das Mandatsverfahren auch auf Klagen aus 
ſolchen Urkunden, welche bisher den Exekutivprozeß begruͤndeten (Hofgerichts— 
Ordnung Th. II. Tit. 2. $. 5.), aber nicht zu den im H. 1. bezeichneten ge⸗ 
hoͤren, mit der Maaßgabe Anwendung, daß ſtatt Geſtattung der Einwendungs— 
friſt ein Termin zur Rekognition oder Diffeſſion, und etwaigen Verhandlung 
der nach H. 2. zulaͤſſigen Einreden anberaumt wird. Erſcheint der Verklagte 
in dem Termin nicht, ſo wird das Mandat ohne Weiteres vollſtreckbar. 


Zweiter Abſchnitt. 


Ordentlicher Prozeß. 
$. 6. 


In allen Fällen, welche nicht zum Mandatsverfahren geeignet, oder fuͤr 
welche weiter unten nicht beſondere Beſtimmungen oder Ausnahmen getroffen 
ſind, ſollen folgende Vorſchriften zur Anwendung kommen: 


RER 


Findet das Gericht die Klage vollftändig und begründet, fo ift ber Ver⸗ 4. Verfahren 
klagte unter abſchriftlicher Mittheilung derſelben und ihrer Anlagen, mit Anz LCS 
drohung der in den $$. 11. 19. dieſer Verordnung beftimmten Nachtheile, vor jtomigm 


einen Deputirten des Gerichts zur Klagebeantwortung vorzuladen. Sachen. 


$. 8. 

Der Termin iſt dergeſtalt auzuberaumen, daß dem Verklagten eine Friſt 
von vierzehn Tagen bis ſechs Wochen, von dem Tage der Inſinuation der 
Klage an gerechnet, zur Vorbereitung ſeiner Einlaſſung frei bleibt. 

Der Richter kann dieſe Friſt bei beſonders verwickelten Rechtsſtreitigkei— 
ten oder aus anderen in der Sache liegenden Gründen, ſowie nach Verhaͤlt⸗ 
niß der Entfernung des Wohnorts des Verklagten verlaͤngern, auch den Roc 
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— Antrag des Verklagten, jedoch ohne Zuſtimmung des Klaͤgers nur einmal, 
verlegen. 


* 

Dem Klaͤger iſt von dem Termine zur Klagebeantwortung Nachricht zu 
geben und ihm zu uͤberlaſſen, auch ſeinerſeits im Termine zu erſcheinen. Wenn 
er nicht erſcheint, ſo wird angenommen, daß er auf den Klageantrag beſtehe, 
und die weitere Verfuͤgung des Richters nach Maaßgabe der Klage und der 
erfolgten oder nicht erfolgten Einlaͤſſung des Verklagten abwarten wolle. 


§. 10. 


Dem Verklagten bleibt es uͤberlaſſen, entweder in dem Termine zu er— 
ſcheinen und die Klage muͤndlich zu Protokoll zu beantworten, oder, ſtatt in 
dem Termine zu erſcheinen, ſchon vor oder in demſelben eine ſchriftliche Klage— 
beantwortung einzureichen. Die ſchriftliche Beantwortung muß jedoch von ei— 
nem zur Prozeßpraxis uͤberhaupt beſtellten Rechtsanwalte unterzeichnet ſein, 
widrigenfalls ſie fuͤr nicht angebracht erachtet und ſofort zuruͤckgegeben wird. 
Nur den öffentlichen Behörden und ſolchen Privatperſonen, welche zum Richter- 
amte befähigt find, iſt die Einreichung einer ſchriftlichen Klagebeantwortung 
ohne Zuziehung eines gerichtlichen Anwaltes geſtattet. 


X tf. 

Wenn der Verklagte in dem Termine nicht erſchienen, auch eine ſchriftliche 
Klagebeantwortung nicht eingegangen iſt, ſo nimmt das Gericht die in der 
Klage angefuͤhrten Thatſachen fuͤr richtig an und erkennt nach dem Klagean— 
trage, ſoweit es die Klage fuͤr rechtlich begruͤndet erachtet, gegen den Ver— 
klagten in contumaciam. 


KB. 

Inſoweit der Verklagte den Anſpruch des Klägers beftreiten will, muß 
derſelbe ſaͤmmtliche Einreden, auch die etwa gegen die in der Klage vorge— 
ſchlagenen Beweismittel anzubringenden, in der Klagebeantwortung vorbringen. 
Thatſachen und Urkunden, worüber er fid) nicht erklaͤrt, werden für zugeſtan— 
den und anerkannt gehalten. Fernere Einreden, welche auf Thatſachen be— 
ruhen, duͤrfen im Laufe der erſten Inſtanz nicht mehr vorgebracht werden. 

$. 13. 

Vermeint der Verklagte dem Anſpruche des Klaͤgers eine der nach— 
ſtehenden Einreden: 

a) ^" Doro eines gerichtlichen Verfahrens über den Gegenſtand 
er Klage, 

p) der A petenz des Gerichts, 

c) der Rechtshaͤngigkeit, 

d) der dem Klaͤger mangelnden Faͤhigkeit, vor Gericht aufzutreten, 

e) der nicht erfolgten Kautionsbeſtellung fuͤr die Koſten des Prozeſſes, 

wenn der Klaͤger ein Auslaͤnder iſt, ü 

ent⸗ 
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entgegenſtellen zu koͤnnen, und vermag der Verklagte eine ſolche Einrede, in ſo— 
fern es eines Beweiſes derſelben überhaupt bedarf, ſofort zu beſcheinigen, fo 
kann er feine Klagebeantwortung auf dieſe Einrede beſchränken und darauf 
antragen, daß zunaͤchſt über dieſelbe verhandelt und erkannt werde. Die voll- 
ſtaͤndige Einlaſſung auf die Klage darf jedoch wegen ſolcher Einreden nur 
einmal ausgeſetzt werden. Der Verklagte muß daher, wenn er mehrere der— 
ſelben zur Vermeidung der vollſtaͤndigen Einlaſſung geltend machen will, die— 
ſelben gleichzeitig vorbringen. 


/ 


$. 14. 


Findet das Gericht den Antrag des Verklagten, daß zunaͤchſt über die 
vorgebrachten Einreden (F. 13.) verhandelt und erkannt werde, nicht begruͤndet, 
fo liegt bem Verklagten ob, die Klage in dem von dem Gerichte zu beftimmen- 
den neuen Termine oder bis zu demſelben anderweit vollfiánbig zu beant— 
worten. 

Auf die vorläufige Klagebeantwortung wird ſodann nur fo weit Ruͤck— 
ſicht genommen, als der Verklagte ſich auf dieſelbe in der neuen Klagebeant— 
wortung bezieht. 


H. 15. 


Werden in der Klagebeantwortung Thatſachen angefuͤhrt, die in der Klage 
nicht vorgekommen ſind, oder werden darin Einreden angebracht, ſo bleibt dem 
Ermeſſen des Gerichts uͤberlaſſen, die Parteien vor der mündlichen Verhand— 
lung noch mit ihrer Replik und Duplik zu hören. Dies kann fchon in dem 
Termine zur Klagebeantwortung geſchehen, wenn die Parteien in demſelben er— 
ſchienen und ſich ſofort zu erklaͤren bereit find. Iſt dieſes nicht geſchehen, fo 
werden, wenn die Parteien zur Prozeßpraxis verſtattete Rechts- Anwälte zu 
ihren Bevollmaͤchtigten beſtellt haben, dieſe zur Einreichung einer fchriftlichen 
Replik oder Duplik innerhalb einer nach H. 8. abzumeſſenden Friſt aufgefor⸗ 
dert. Dagegen wird diejenige Partei, welche einen ſolchen Bevollmaͤchtigten 
nicht beſtellt hat, innerhalb gleicher Friſt zu einem Termine behufs der Auf— 
nahme ihrer Erklaͤrung vorgeladen. Jede Partei kann, ſtatt in dieſem Termine 
zu erſcheinen, vor Ablauf deſſelben ihre Replik oder Duplik in einem Schrift⸗ 
ſatze einreichen. Auf dergleichen Schriftfäge finden alle Beſtimmungen Anwen— 
den ic) für die ſchriftliche Klagebeantwortung im H. 10. ertheilt wor: 

en ſind. 


H. 1 6. 


Die Replik muß eine vollſtaͤndige Beantwortung der Klagebeantwortung 
und die Duplik eine vollſtaͤndige Beantwortung der Replik enthalten. Erfolgt 
die Beantwortung gar nicht oder nicht vollſtaͤndig, ſo werden die vom Gegner 
angefuͤhrten Thatſachen und beigebrachten Urkunden, woruͤber keine Erklaͤrung 
abgegeben iſt, fuͤr zugeſtanden und anerkannt erachtet. Fernere auf Thatſachen 
beruhende Entgegnungen (Replikationen, Duplikationen) koͤnnen in erſter In: 
ſtanz nicht mehr vorgebracht werden. 
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WE eun 


Mit ber Angabe ber zur Begrundung ober Widerlegung ber Klage ober 
der Einreden angefuͤhrten Thatſachen kann in allen Faͤllen die Angabe der dafuͤr 
beizubringenden Beweismittel oder Gegenbeweismittel verbunden werden. Be— 
ſtehen dieſelben aber in Urkunden, ſo muͤſſen dieſelben ſofort bei Anfuͤhrung der 
Thatſachen, zu deren Beweiſe dieſelben dienen, in Original oder Abſchrift ein— 
gereicht, oder es muß unter Angabe der Hinderungsgruͤnde angezeigt werden, 
wo ſich dieſelben befinden. Befindet ſich die Urkunde in Haͤnden des Gegen— 
theils, ſo muß das Editionsgeſuch gleichzeitig mit der Behauptung, zu deren 
Unterſtuͤtzung fie dienen ſoll, angebracht werden, und es ift daruͤber zugleich mit 
der Hauptſache zu verhandeln. 


$. 18. 


Sobald die beſtreitende Klagebeantwortung erfolgt iſt, und in den Faͤl— 
len, in welchen eine beſondere Replik und Duplik geſtattet wird, ſobald ſolche 
erfolgt, oder der zur Anbringung der Replik oder, bei deren Eingang, der Duplik 
beſtimmte Termin fruchtlos verſtrichen iſt, werden die Parteien oder, wenn ſie 
vertreten ſind, deren Bevollmaͤchtigte zur muͤndlichen und oͤffentlichen Verhand— 
lung der Sache vor das Gericht vorgeladen, unter Androhung der nach den 
$$. 25 ff. den Ausbleibenden treffenden Nachtheile und mit der Auffor— 
derung, die in Bezug genommenen oder nur in Abſchrift eingereichten Doku— 
mente urſchriftlich zur Stelle zu bringen. 


$. 19. 


Eine Verlegung der zur mündlichen Verhandlung beſtimmten Sitzung 
kann ohne den uͤbereinſtimmenden Antrag der Parteien nach dem Ermeſſen des 
Gerichts nur einmal erfolgen, wenn der Antrag der Partei durch beſcheinigte 
erhebliche Gründe unterſtuͤtzt wird. Hinderniſſe in der Perſon eines bevoll- 
maͤchtigten Anwaltes duͤrfen nicht beachtet werden. 


$. 20. 


Eine Verzichtleiſtung auf die muͤndliche Verhandlung überhaupt findet 
nicht ſtatt; das Gericht kann aber auf uͤbereinſtimmenden Antrag der Parteien 
noch vor der muͤndlichen Verhandlung Beweisaufnahme, uͤber deren Erheblich— 
keit kein Streit obwaltet, verfuͤgen, ſowie jede Art von Beweisaufnahme mit 
der muͤndlichen Verhandlung verbinden. 


$. 91. 


Ein Verzeichniß der zur mündlichen Verhandlung beſtimmten Sachen 
iſt drei Tage vor derſelben vor dem Sitzungsſaale auszuhaͤngen. Die Ver⸗ 
handlung geſchieht nach der Reihenfolge dieſes Verzeichniſſes, falls nicht drin— 

gende Urſachen nach dem Ermeſſen des Gerichts eine Ausnahme erfordern. 
Erſcheint eine Partei bei dem Aufruf der Sache nicht zu der in der 
re für fie beſonders zu beſtimmenden Stunde, fo find die Vorſchriften 
ber $$. 26. 27. 29. zu befolgen, 

$. 22. 
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H. 22. 


Die Leitung der mündlichen Verhandlung, die Sorge für gehoͤrige Er⸗ 
örterung der Sache, bie Befugniß zur Schließung der Verhandlung gebühren 
dem Vorſitzenden des Gerichts, welcher jedoch hierbei auf die Meinung der 
beifigenden Richter Ruͤckſicht zu nehmen und diejenigen Fragen, welche letztere 
den Parteien vorgelegt zu ſehen wuͤnſchen, zu ſtellen hat. 

Bei Ruheſtoͤrungen iſt nach der Kabinets-Order vom 24. Oktober 1838. 
(Geſetz-Sammlung S. 504.) zu verfahren. 


$. 23. 


Der mündliche Vortrag, welchem durch den Deputirten ober bei deffen 
Verhinderung durch ein anderes Mitglied des Gerichts auf Grund eines vor 
dem Termine aus den bisherigen Verhandlungen angefertigten ſchriftlichen Re— 
ferats eine kurze muͤndliche Darſtellung der Sache voranzuſchicken iſt, wird in 
der Gerichtsſitzung durch die Partei in Perſon oder durch einen von ihr aus 
der Zahl der bei dem Gerichte zur Prozeßpraxis verſtatteten Anwaͤlte zu waͤh⸗ 
lenden Bevollmaͤchtigten oder Beiſtand gehalten, wobei dem Verklagten das 
letzte Wort gebührt, Auch diejenigen, welche geſetzlich die Vermuthung einer 
Vollmacht fuͤr ſich haben, duͤrfen zu Bevollmaͤchtigten beſtellt werden. 

8 §. 24. 

Ueber die muͤndlichen Verhandlungen wird ein Protokoll aufgenommen, 
welches enthaͤlt: 

1) Die Namen der anweſenden Gerichtsmitglieder, 

2) die an ber Parteien und ihrer Sachwalter, und ob fie erfchie- 
nen ſind, 

3) den Gegenſtand des Rechtsſtreites, 

4) den Gang der ſtatt gefundenen Verhandlungen im Allgemeinen, 

5) die Zugeſtaͤndniſſe der Parteien, deren Aufzeichnung vom Gegner ver— 
langt wird, und diejenigen Erklaͤrungen der Parteien uͤberhaupt, welche 
das Gericht fuͤr erheblich haͤlt. 

Dieſer letztere Vermerk wird den Parteien vorgeleſen, und dieſe ſind 
mit ihrer Bemerkung uͤber deſſen Faſſung zu hoͤren. 


$. 25. 

Erſcheinen beide Parteien in der zur muͤndlichen Verhandlung beſtimm⸗ 
ten Sitzung nicht, ſo bleiben die Akten bis auf weiteres Anrufen der Parteien 
beruhen. 

$. 20. 

Erſcheint die eine der Parteien nicht, oder laͤßt ſie ſich auf die Sache 

nicht ein, fo kann die andere Partei auf Kontumazialverhandlung antragen. 


$. 27. 


Bei der Kontumazialverhandlung werden alle von ber nicht erſchienenen 
oder ſich nicht einlaffenden Partei vorzulegenden Urkunden als nicht beigebracht 
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erachtet, alle von der Gegenpartei angeführten Thatfachen aber, denen noch 
nicht ausdruͤcklich widerſprochen iſt, fuͤr zugeſtanden, ingleichen die von derſelben 
beigebrachten Urkunden fuͤr anerkannt angeſehen. 

Eben ſo wird es gehalten, wenn eine erſchienene Partei ſich auf ſolche 
neue Umſtaͤnde, welche bei der muͤndlichen Verhandlung noch vorgebracht wer— 
den duͤrfen, nicht einlaͤßt. 

$. 28. 

Nach dem muͤndlichen Vortrage der Parteien hat das Gericht uͤber die 
Antraͤge der Parteien Beſchluß zu faſſen, und dieſen in derſelben oder in einer 
in der Regel nicht uͤber acht Tage hinauszuſetzenden, ſofort zu beſtimmenden 
Sitzung denſelben bekannt zu machen. 

Iſt die Sache zum Endurtheile reif, ſo iſt das Erkenntniß mit den Ent— 
ſcheidungsgruͤnden durch den Vorſitzenden zu publiziren. 


$. 29. 


Iſt eine Beweiſesaufnahme erforderlich, ſo muß durch den Beſchluß feſt— 
geſtellt werden, über welche Thatſachen und von welcher Partei der Beweis 
und Gegenbeweis gefuͤhrt werden ſoll. Nach Verkuͤndigung eines ſolchen Be— 
ſchluſſes muß jede Partei ſofort ruͤckſichtlich der Thatſachen, welche ihr zu 
beweiſen obliegen, alle Beweismittel, ſoweit ſolche noch nicht vorgeſchlagen ſind, 
vollſtaͤndig angeben. Urkunden, durch welche eine ſtreitige Tharfache bewiefen 
werden ſoll, muͤſſen dabei ſofort im Original vorgelegt werden, widrigenfalls, 
wenn zu deren Edition der Gegentheil aufgefordert war und dieſer ſich nicht 
zur Ableiſtung des Editionseides erbietet, die Vorlegung derſelben für verwei— 
gert, wenn ſolche aber von der zur Beweisfuͤhrung verpflichteten Partei ſelbſt 
vorzulegen waren, dieſelben fuͤr dieſe Inſtanz als nicht erbracht zu erachten ſind. 

Das Gericht kann in beſonders verwickelten Sachen und in allen Faͤllen, 
in welchen eine Partei glaubwuͤrdig darthut, daß ſie ohne eigene Schuld nicht 
im Stande geweſen, die Beweismittel ſofort vollſtaͤndig anzugeben, noch eine 
peremtoriſche achttaͤgige Friſt zur ſchriftlichen Angabe der Beweismittel geſtatten. 


H. 30. 


Werden Zeugen und Sachverſtaͤndige vorgeſchlagen, ſo ſind die That— 
ſachen, woruͤber ſie vernommen werden ſollen, beſtimmt anzugeben; die beſon— 
dere Aufſtellung von Artikeln und Frageſtuͤcken faͤllt fort. 

Eine ſpaͤtere Vervollſtaͤndigung der Beweisantretung und die Aufnahme 
neu vorgeſchlagener Beweismittel iſt beim Widerſpruch des Gegentheils nur in 
ſofern zulaͤſſig, als ſich dieſelben aus dem aufgenommenen Beweiſe als vor— 
handen ergeben. Die Eideszuſchiebung iſt jedoch, ohne daß das juramentum 
calumniae noch ferner gefordert werden darf, bis zur Entſcheidung der Sache, 
aber in allen Faͤllen nur dann zulaͤſſig, wenn der Eid auf eine beſtimmt aus— 
geſprochene Thatſache gerichtet iſt. 

Die im H. 3. Tit. 34. Th. IL der Tribunals⸗-Ordnung und FK. 3. Tit. 27. 
Th. II. der Hofgerichts-Ordnung fuͤr Neuvorpommern enthaltene Beſchraͤnkung 
im Gebrauch der Eideszuſchiebung wird aufgehoben. 

& 9t. 
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H. 31. 


Werden bei der muͤndlichen Verhandlung von einer Partei Thatumſtaͤnde, 
ſoweit ſolche nach $. 16. noch zulaͤſſig find, und Beweismittel, auf welche die 
andere Partei nicht vorbereitet ſein konnte, vorgebracht, ſo iſt durch Verfuͤgung 
des Gerichts, welche den Erſchienenen ſtatt beſonderer Vorladung muͤndlich zu 
eroͤffnen iſt, die Fortſetzung der Verhandlung in einer anderen Sitzung anzu— 
ordnen. Gegen die in dieſer nicht erſcheinende Partei treten die in den SS. 27. 
und 29. beſtimmten Nachtheile ein. 


$. 32. 


N Sobald die zur Beweisantretung beſtimmten Verhandlungen geſchloſſen 
find, oder die nach $. 29. etwa bewilligte Friſt verſtrichen iſt, hat das Gericht 
zu pruͤfen, ob der Beweis fuͤr hinreichend angetreten zu erachten. Iſt ſolches 
nicht der Fall, fo ift das Endurtheil nach $. 28. in oͤffentlicher Sitzung zu 
erlaſſen und zu publiziren, andernfalls durch eine Reſolution die Aufnahme 
des Beweiſes anzuordnen. 


H. 33. 


Soll hiernach von der Partei, welche am Orte des Gerichts oder in 
deſſen Naͤhe wohnt, ein Eid geleiſtet werden, ſo iſt derſelbe in der Gerichts— 
ſitzung, jedoch, mit Ausnahme ſchleuniger Faͤlle, in der Regel nicht fruͤher als 
acht Tage nach deſſen Auferlegung abzunehmen. 

Iſt die Partei, welche den Eid zu leiſten hat, am Orte des Gerichts 
oder in deſſen Naͤhe nicht wohnhaft, ſo requirirt das Gericht denjenigen Rich— 
ter, in deſſen Sprengel die Partei wohnt, um Abnahme das Eides. 


$. 34. 


Soll eine andere Beweisaufnahme erfolgen, ſo bleibt es der Beurthei— 
lung des Gerichts uͤberlaſſen, dieſe mit der muͤndlichen Verhandlung in einer 
ferneren Sitzung zu verbinden, oder dazu einen Kommiſſarius zu ernennen, 
oder wenn dieſelbe auswaͤrts erfolgen muß, das auswaͤrtige Gericht zur Er— 
nennung eines Kommiſſars zu veranlaſſen. 


$. 35. 


Sollen Zeugen und Sachverſtaͤndige vernommen werden, ſo erfolgt die 
Vorladung zu dem Termine, in ſofern die Partei ſich nicht zu deren Geſtellung 
erbietet, durch das Gericht. Ihre Vernehmlaſſung iſt nicht nach Artikeln, 
ſondern in geordnetem zuſammenhaͤngenden Vortrage uͤber ihre Wiſſenſchaft 
von den zu beweiſenden Thatſachen zu protokolliren. Den Parteien bleibt es 
uͤberlaſſen, der Vernehmung beizuwohnen, auch durch Bevollmaͤchtigte aus der 
Zahl der beim Gericht zur Prozeßpraxis verſtatteten Anwaͤlte ihr Intereſſe 
dabei wahrnehmen zu laſſen. Glauben dieſelben eine Unvollſtändigkeit wahr— 
zunehmen, oder wollen ſie den Zeugen noch uͤber beſondere Umſtaͤnde vernom— 
men wiſſen, ſo haben ſie dem vernehmenden Richter daruͤber ſofort Mitthei— 
lung zu machen, welcher verpflichtet iſt, die Vernehmung danach zu vervoll— 
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ſtaͤndigen, oder die Gründe der Ablehnung zu protokolliren. Das Verneh— 
mungsprotokoll wird den Parteien, in ſofern ſie anweſend ſind, ſofort durch 
Vorleſung bekannt gemacht, andernfalls abſchriftlich mitgetheilt. 
Die Vereidigung der Zeugen und Sachverſtaͤndigen erfolgt nach den 
eee der Verordnung vom 28. Juni 1844. (Geſetz- Sammlung 
eite 249.) 


$. 36. 


Sobald bie Beweisverhandlungen beendigt find, werden, in fofern folche 
nicht in einer zugleich zur mündlichen Verhandlung und Entſcheidung der Sache 
ſelbſt anſtehenden Sitzung erfolgt ſind, die Parteien zur muͤndlichen Schluß— 
verhandlung und Entſcheidung in die Gerichtsſitzung unter der Verwarnung 
vorgeladen, daß gegen den Ausbleibenden angenommen werden wuͤrde, er habe 
zur ane ſeiner Behauptungen und Antraͤge nichts weiter anzufuͤhren 
und wolle die Entſcheidung der Sache nach Lage der Akten erwarten. 


$. 37. 


2. Schleu⸗ In allen Fällen, welche ein beſonders ſchleuniges Verfahren erheifchen, 
lach Sachen. Arreſtſachen, Bauſachen, Miethsſtreitigkeiten, den in possessorio summariissimo 
zu verhandelnden Beſitzſtreitigkeiten, ſowie in einfachen Schuldſachen, finden die 
vorſtehenden Beſtimmungen mit folgenden Maaßgaben ſtatt: 
Auf die Klage iſt ſofort ein Termin zur Beantwortung derſelben und 
zur weiteren muͤndlichen Verhandlung in der Gerichtsſitzung anzuberaumen. 
Jede Partei muß die zur Unterſtuͤtzung oder Widerlegung der Klage und Ein— 
reden dienenden Beweismittel ſofort in dieſem Termine — wenn nicht dieſelben 
bereits in der Klage oder vor dem Termine eingereichten Klagebeantwortung 
angegeben find — bei Vermeidung der in den $$. 27. und 29. beſtimmten Nach- 
theile angeben. Die im H. 29. geſtattete nachträgliche Angabe findet in dieſen 
Faͤllen nicht ſtatt; nur wenn bei der muͤndlichen Verhandlung Ihatumftände, 
ſoweit ſolche zulaͤſſig ſind, und Beweismittel, auf welche die andere Partei 
nicht vorbereitet ſein konnte, vorgebracht werden, findet eine fortgeſetzte muͤnd— 
liche Verhandlung (S. 31.) ſtatt. 
Die Beweiſe koͤnnen ſogleich im erſten Termine aufgenommen, und Zeu— 
gen und 1 welche ſich am Orte des Gerichts befinden, unver— 
zuͤglich zur Gerichtsſtelle beſchieden werden. 


H. 38. 

Bei Anberaumung der Termine kann in allen beſonders ſchleunigen 
Sachen bie Friſt (S. 8.) nach dem Ermeſſen des Gerichts abgekuͤrzt werden. 
Eine Verlegung des Termins findet in ſchleunigen Sachen ohne Zuſtimmung 
des Klaͤgers nicht ſtatt. 


$. 39. 

3, Injurien- Das im F. 37. beſtimmte Verfahren findet ohne Ausnahme bei Inju— 
FA aud rienklagen unb in allen nicht zum Mandatsverfahren geeigneten Sachen, deren 
Sachen.. Gegenſtand nicht über funfzig Thaler beträgt, Anwendung. x 

ie 
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Die Anfertigung eines beſonderen Referats faͤllt in allen vor einem Ein— 
zelrichter zu verhandelnden Sachen fort. 


H. 40. 


In Rechnungsſachen, Bauſachen und anderen dazu geeigneten Sachen 4. Verhand⸗ 
iſt der erkennende Richter befugt, in jeder Lage des Prozeſſes, jedoch erſt nach Lr ia 
erfolgter Klagebeantwortung, über von ihm zu bezeichnende Gegenftände noch , 
eine nähere Erörterung vor einem von ihm dazu beftellten Kommiſſarius an- 
zuordnen. Nach Beendigung der kommiſſariſchen Eroͤrterung werden die Par— 
teien zur mündlichen Schlußverhandlung und Entſcheidung der Sache nach H. 36. 
vorgeladen. 


$. 41. 


Alle Erkenntniſſe find ſofort nach deren Grlaffung, in ſofern nicht bei 5. Infinua- 
der Publikation auf deren Ausfertigung e ift, auszufertigen, und in der fan ie und 
Regel binnen acht Tagen zu inſinuiren. Es kommen dabei die in der Ver- Verfügungen. 
ordnung vom 5. Mai 1838. (Geſetz-Samml. S. 273.) sub a bis e des H. 3. 
enthaltenen Beſtimmungen in Anwendung. Die Inſinuation ſowohl der Er— 
kenntniſſe als aller Verfuͤgungen ſoll kuͤnftig an die perſoͤnlich aufgetretenen 
Parteien direkt, ſonſt an ihre Bevollmaͤchtigten, in allen Faͤllen ohne Dazwi⸗ 
ſchenkunft beſonderer Prokuratoren ſtatt finden; insbeſondere wird den Gerichten 
die Inſinuation aller Verfuͤgungen und Erkenntniſſe durch die Poſtanſtalten 
nach Maaßgabe ber Inſtruktion vom 13ten Mai 1842, geftattet. 


Dritter Abſchnitt. 


Von den Rechtsmitteln und Beſchwerden gegen erlaſſene Ent⸗ 
ſcheidungen, Beſcheide und Verfügungen. 


J. Gemeinſame Beſtimmungen fuͤr die Rechtsmittel der Appella— 
tion, Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde. 
§. 2. 

Die Rechtsmittel der Appellation, der Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde 
werden nur gegen Endurtheile, nicht gegen interlokutoriſche Beſchluͤſſe geſtattet. 
Dieſelben ſind in allen Faͤllen bei dem Gerichte erſter Inſtanz anzumelden. 

Fuͤr die Anmeldung genuͤgt die Erklaͤrung, daß der Anmeldende ſich uͤber 
das ergangene Erkenntniß beſchwert. Dieſelbe iſt an keine Form gebunden 
und kann demzufolge muͤndlich zu Protokoll oder ſchriftlich, ohne Zuziehung 
eines Rechtsanwaltes, erfolgen. 

Auch auf den Namen, mit welchem das Rechtsmittel bezeichnet wird, 
kommt es nicht an. 

H. 43. 


Die Anmeldung muß bei Verluſt des Rechtsmittels binnen ſechs Wochen 
(Nr. 3153.) 90* vom 
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vom Tage ber Zuftellung des Erkenntniſſes an die Partei oder deren Stell— 
vertreter, oder des die Zuſtellung vertretenden Aktes (F. 41.) an gerechnet, 
erfolgen. Dieſe Friſt wird fuͤr den Fiskus, Stadt- und Landgemeinden, privi— 
legirte Korporationen, Kirchen und alle oͤffentliche Armen- und Schulanſtalten 
und unter Vormundſchaft und Kuratel ſtehende Perſonen verdoppelt. Eine 
Verlaͤngerung der Friſt findet nicht ſtatt. 


$. 44. 


Das Gericht prüft nur, ob die Anmeldung rechtzeitig erfolgt, unb das 
Rechtsmittel dem Gegenſtande nach zulaͤſſig ift, und ſendet, wenn beides ber 
Fall iſt, die Akten unter Benachrichtigung der Parteien ſofort an das Gericht 
hoͤherer Inſtanz. 


$. 45. 


Innerhalb vier Wochen nach Ablauf ber im F. 43. beſtimmten Anmel— 
dungsfriſt muß das Rechtsmittel bei deſſen Verluſt bei dem in hoͤherer Inſtanz 
erkennenden Gerichte mittelſt einer dieſem beſonders einzureichenden Schrift 
eingefuͤhrt und gerechtfertigt werden, ohne daß es einer Aufforderung dazu 
bedarf. Nur aus beſcheinigten Hinderungsgruͤnden, die in der Sache felbft 
liegen, kann dieſe Friſt verlaͤngert werden. 


$. 46. 


Jede Einfuͤhrungs- und Rechtfertigungsſchrift muß bie Beſchwerdepunkte 
angeben. Soweit in dieſer Schrift oder in einem Nachtrage derſelben das 
ergangene Erkenntniß vor Ablauf der im F. 45. angeordneten Friſt nicht durch 
beſtimmte Beſchwerden angegriffen iſt, tritt daſſelbe in Rechtskraft. 

Nur in Anſehung derjenigen Beſtimmungen des Erkenntniſſes, welche 
durch das eingefuͤhrte Rechtsmittel angegriffen werden, ſteht es dem andern 
Theile frei, eine Abaͤnderung zu ſeinen Gunſten auch nach Ablauf der Anmel— 
dungs⸗ und Einfuͤhrungsfriſten zu beantragen. Dieſe Adhaͤſion muß aber fpd- 
me mit der Beantwortungsſchrift ausdruͤcklich erklärt und gerechtfertigt 
werden. 


II. Beſtimmungen uͤber die Appellation. 


$. 47. 


Die Appellation iſt ausgeſchloſſen in allen durch Mandat ohne kontra— 
diktoriſches Verfahren beim Gerichte erſter Inſtanz beendigten Sachen und in 
allen Faͤllen, in welchen der Gegenſtand der Beſchwerde nach Gelde zu ſchaͤtzen 
iſt, und den Betrag von funfzig Thalern nicht uͤberſteigt, ſowie gegen Entſchei— 
mus über den Koſtenpunkt, in ſofern bie Beſchwerde nur beffen Beſtimmung 

etrifft. 

Gegen Kontumazialerkenntniſſe findet die dem Gegenſtande nach an ſich 
zuläffige Appellation von Seiten des Verklagten nur in ſoweit ſtatt, als die 
Beſchwerde darauf gerichtet iſt, daß der Richter aus den fuͤr eingeraͤumt zu 
erachtenden Thatſachen unrichtige Folgen feſtgeſetzt habe. 

$. 48. 
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$. 48. 


Die Einführungs= unb Rechtfertigungsſchrift muß außer der Angabe ber 
Beſchwerdepunkte die Angabe der zur Unterſtuͤtzung derſelben etwa anzufuͤhren— 
den neuen Thatſachen, ſowie der zur Unterſtuͤtzung dieſer oder der bereits in 
erſter Inſtanz vorgebrachten Thatſachen vorzuſchlagenden neuen Beweismittel, 
ſowie der Gegenbeweis mittel enthalten. Thatſachen zur Begruͤndung der Ap— 
pellation, welche in der Appellationsrechtfertigung nicht vorgebracht ſind, duͤrfen 
im ferneren Verlaufe nicht mehr vorgebracht werden. 


$. 49, 


Nach dem Eingange der Einfuͤhrungs- und Rechtfertigungsſchrift und 
der Akten beſchließt der Appellationsrichter uͤber die Zulaſſung des Rechts— 
mittels und erlaͤßt ſodann die Aufforderung zur Beantwortung der Schrift. 
Die Beantwortung iſt ſchriftlich binnen einer vierwoͤchentlichen, nur aus den 
im H. 45. angegebenen Gründen zu verlaͤngernden Friſt einzureichen, und zwar 
bei Vermeidung der im F. 50 beſtimmten Nachtheile. 

$. 30. 

Der Appellat muß die Appellation vollftändig beantworten und alle zu 
deren Widerlegung dienenden neuen Thatſachen vorbringen. Thatſachen und 
Urkunden, woruͤber er ſich nicht erklaͤrt, ſind fuͤr zugeſtanden und anerkannt 
zu halten. Neue Thatſachen duͤrfen vom Appellaten im ferneren Verlaufe des 
Verfahrens nicht mehr vorgebracht werden. 

Geht die Beantwortungsſchrift nicht in der beſtimmten Friſt ein, ſo 
werden die vom Appellanten angefuͤhrten neuen Thatſachen fuͤr zugeſtanden, 
die zur Unterſtuͤtzung der in erſter Inſtanz bereits angeführten Thatſachen vor— 
gelegten Urkunden fuͤr anerkannt gehalten, und es gehen die Einwendungen 
gegen die vom Appellanten angegebenen Beweismittel verloren. 


. 


Nur oͤffentliche Behoͤrden und ſolche Perſonen, welche zum Richteramte 
befaͤhigt ſind, koͤnnen die Einfuͤhrung und Rechtfertigung und deren Beant— 
wortung ohne Zuziehung eines Rechtsanwaltes ſchriftlich einreichen. 

Die Schriften anderer Parteien muͤſſen von einem oͤffentlich angeſtellten 
Rechtsanwalt unterzeichnet ſein. 


$. 52, 


Iſt die Beantwortung eingereicht, oder darauf Verzicht geleiftet, oder 
die dazu bewilligte Friſt abgelaufen, ſo werden die Parteien oder deren Stell— 
vertreter zur muͤndlichen Verhandlung vor dem Appellationsrichter unter der 
Verwarnung vorgeladen, daß, wenn beide Parteien nicht erſcheinen, ſie das 
Erkenntniß nach Lage der Akten erwarten wollen, wenn aber nur eine der 
Parteien nicht erſcheint, das Kontumazial-Verfahren dahin ſtatt finden werde, 
daß alle ſtreitigen, von dem Nichterſchienenen in zweiter Inſtanz vorgebrachten, 
mit Beweismitteln nicht unterſtuͤtzten Thatſachen fuͤr nicht angefuͤhrt, alle von 
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demſelben vorzulegenden Urkunden als nicht beigebracht erachtet, alle von dem 
Gegentheile angefuͤhrten Thatſachen aber, denen noch nicht ausdruͤcklich wider— 
ſprochen worden iſt, fuͤr zugeſtanden, ingleichen die von dem Gegentheil beige— 
brachten Urkunden fuͤr anerkannt liec werden. 

Die Vorladung der Parteien zur muͤndlichen Verhandlung und Entſchei— 
dung der Sache kann in Ermangelung anderer zur Empfangnahme beſtellten 
Bevollmächtigten gültig zu Händen der Rechtsanwalte inſinuirt werden, welche 
die eingereichten Schriftſaͤtze unterzeichnet haben, wenn dieſelben bei dem er: 
kennenden Gericht zur Prozeßpraxis befugt ſind oder an dem Sitze dieſes 
Gerichts wohnen. à 

Bei Anberaumung des Termins wird zugleich ein Referent beſtellt, wel— 
cher das ſchriftliche Referat nach $. 23. anfertigt und in der Sitzung dem 
perg der Parteien eine Darftellung der bisherigen Verhandlungen vor- 
anſchickt. 


$. 53. 


Wird von beiden Theilen appellirt, fo ift über beide Appellationen gleich: 
zeitig zu verhandeln und in einem Urtheil zu entſcheiden. 


$. 54. 
Die Ausfertigungen des Erkenntniſſes ſind mit den Akten beider In— 
ſtanzen dem Gericht erſter Inſtanz zur ungeſaͤumten Inſinuation an die Par: 
teien zuzufertigen. Nur die Mittheilung der Abſchriften der! Erkenntniſſe an 


die beim Appellationsrichter aufgetretenen Rechtsanwalte kann durch denſelben 
unmittelbar erfolgen. ' 


H. 55. 


| In ſoweit für das Verfahren in zweiter Inſtanz nicht befondere Vor: 
ſchriften ertheilt find, ſollen hierbei die für die erſte Inſtanz gegebenen Beſtim— 
mungen zur Richtſchnur genommen werden. 


III. Vom Rechtsmittel der Reviſion. 


H. 56. 


Gegen ein Erkenntniß zweiter Inſtanz wird das Rechtsmittel der Revi— 
ſion geſtattet: 

1) in allen Fällen, in welchen die Reviſionsbeſchwerde Familien- oder Stan— 
desverhaͤltniſſe, Ehrenrechte, Eheſachen oder Ehegeloͤbniſſe, uͤber welche 
in der Urtheilsformel ſelbſt eine dispoſitive Beſtimmung ausgeſprochen 
ift, allein oder in Verbindung mit anderen daraus hergeleiteten [An— 
ſpruͤchen zum Gegenſtande hat; 

2 in allen Fallen, in welchen die Beſchwerde lediglich das Vermoͤgen be— 
trifft, nur dann, wenn die beiden erſten Erkenntniſſe ganz oder zum 
Theil verſchiedenen Inhalts ſind, und wenn zugleich der dieſer Verſchie— 
denheit unterliegende Gegenſtand der Beſchwerde fuͤnfhundert Thaler be— 
traͤgt, oder in Gelde nicht abzuſchaͤtzen iſt. 

Aus⸗ 


ee MS 


Ausgeſchloſſen von ber Reviſion find jedoch Schwaͤngerungsſachen 
und die darauf gegruͤndeten Alimentenforderungen, Streitigkeiten über Mege- 
gerechtigkeiten, über das Recht, auf die eigenthuͤmliche Mauer eines Andern 
zu bauen, oder einen Balken zu legen, das Recht der freien Ausſicht, der 
Dachtraufe und des Ausguſſes, in Injurienſachen, ſowie im Falle zweier gleich- 
lautender Erkenntniſſe in Prodigalitätsfachen. 


$. 57. 


Die Anfuͤhrung neuer Thatſachen und Beweismittel iſt in der Reviſions⸗ 
Inſtanz nur dann zulaͤſſig, wenn über eine in der vorigen Inſtanz bereits 
vorgekommene aber uneroͤrtert gebliebene erhebliche Thatſache neue Umſtaͤnde 
oder Beweismittel angegeben werden. 

Behufs Aufnahme und Eroͤrterung der neuen Beweismittel und That: 
ſachen wird die Sache zur Verhandlung und Entſcheidung in die betreffende 
Inſtanz durch eine Reſolution zuruͤckgewieſen. 

Einreden, welche noch in der Exekutions-Inſtanz vorgebracht werden koͤn— 
nen (H. 85.), find vom Reviſionsrichter zur erſten Inſtanz zuruͤckzuweiſen, und 
es iſt unter deren Vorbehalt nach Lage der Akten zu erkennen. 

$. 58. 

Im Uebrigen treten für das Verfahren in der Reviſions-Inſtanz die für 
die zweite Inſtanz gegebenen Beſtimmungen gleichfalls in Anwendung. Es 
ſind dabei jedoch die nachſtehenden beſonderen Vorschriften zu befolgen: 

1) Thatſachen zur Begruͤndung der Reviſion, welche in der Rechtfertigungs— 
ſchrift nicht geltend gemacht ſind, duͤrfen ſpaͤter nicht vorgebracht werden. 
2) Wenn die Beantwortungsſchrift nicht in der beſtimmten Friſt (F. 49.) 
eingeht, ſo werden die in der Rechtfertigungsſchrift angeführten Thatja- 
155 ſo weit dieſelben uͤberhaupt noch zulaͤſſig waren, fuͤr zugeſtanden 
erachtet. 
3) Zur Anfertigung der Schriftſaͤtze in dieſer Inſtanz ſind, ſofern dieſelben 
von Rechtsanwalten zu unterzeichnen find, nur die bei dem hoͤchſten Ge— 
richtshofe ſelbſt angeſtellten Rechtsanwalte befugt. 


IV. Von dem Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde. 
H. 59. 
Das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde wird gegen Erkenntniſſe er— 


fter und zweiter Inſtanz, in ſofern kein ordentliches Rechtsmittel ſtatt findet, zu⸗ 
gelaſſen. Ausgenommen ſind nur: 


1) Entſcheidungen erſter Inſtanz, wenn der Gegenſtand der Beſchwerde nicht 
über funfzig Rthlr. beträgt; a 
2) Entſcheidungen uͤber den Koſtenpunkt und Prozeßſtrafen, wenn die Be— 
ſchwerde nicht zugleich die Hauptſache betrifft; * 
3) Kontumazial-Erkenntniſſe, gegen welche das Rechtsmittel der Reſtitution 
noch zulaͤſſig ift ($$. 67—69.). : 
(Nr. 3133.) $. 60. 
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$. 60. 


Das Rechtsmittel ift nur dann begründet: 

1) wenn das angefochtene Erkenntniß einen Rechtsgrundſatz verletzt, biefer 
moͤge auf einer ausdruͤcklichen Vorſchrift des Geſetzes beruhen, oder aus 
dem Sinne und Zuſammenhange der Geſetze hervorgehen, oder wenn 
daſſelbe einen ſolchen Grundſatz in Faͤllen, wofuͤr er nicht beſtimmt iſt, 
in Anwendung bringt; ; 

2) wenn es eine nach dem in den betreffenden Bezirken beſtehenden Rechte 
und dieſer Verordnung als wef entlich zu betrachtende Prozeßvorſchrift 
verletzt. $. 6 


Die Einlegung der Nichtigkeitsbeſchwerde haͤlt die Vollſtreckung des an— 
gefochtenen Erkenntniſſes nicht auf, es ſei denn, daß durch die Vollſtreckung 
ein' unerſetzlicher Schaden entſtaͤnde. 

Es iſt jedoch der Verurtheilte die ſtreitige Sache oder Summe in ge— 
richtlichen Gewahrſam zu geben, und, wenn der Prozeß andere Verpflichtün— 
gen zum Gegenſtande hat, eine vom Richter feſtzuſetzende Kaution zu beſtellen 
und ſich dadurch vor der wirklichen Vollſtreckung des Erkenntniſſes zu ſchuͤtzen 
befugt. 

Wird die Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen, fo ift der Tag der Inſinua— 
tion des angefochtenen Erkenntniſſes als der Tag der Rechtskraft anzuſehen. 


§. 62. 
Im Uebrigen treten fuͤr das Verfahren die fuͤr die Appellationsinſtanz 


gegebenen Beſtimmungen mit den im H. 58. vorgeſchriebenen Maaßgaben in 
Anwendung. 


$. 63. 


Bei der Entſcheidung legt der Richter das in dem angefochtenen Er— 
kenntniß als feſtſtehend angenommene Sachverhaͤltniß lediglich zum Grunde, in 
ſofern letzteres nicht den Gegenſtand der Nichtigkeitsbeſchwerde ſelbſt ausmacht. 

Wird die Beſchwerde gegruͤndet gefunden, ſo vernichtet das Gericht das 
angefochtene Erkenntniß, ſchlaͤgt die Koſten deſſelben nieder, kompenſirt die 
Koſten des Nichtigkeitsverfahrens, verordnet zugleich die Erſtattung des Ge: 
leiſteten und erkennt in der Sache ſelbſt, ſowie über die Koſten des fruͤheren 
Verfahrens anderweitig definitiv, oder verweiſet, wenn in Folge der ausge— 
ſprochenen Vernichtung eine neue Ausmittelung nothwendig wird, die Sache 
zu dieſer Ermittelung und zur nochmaligen Entſcheidung in die betreffende 
Inſtanz zuruͤck. 


V. Von dem Rechtsmittel des Rekurſes. 


H. 64. 
Der Rekurs wird nur gegen die vom Gerichte erſter Inſtanz erlaſſenen 
Erkenntniſſe, in ſofern der Gegenſtand der Beſchwerde 'nicht funfzig Thaler uͤber— 
ſteigt, 
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eigt, bei Beſchwerden über bie Beſtimmung des Koſtenpunktes, in ſoweit i 
Bae kein Rechtsmittel eingelegt . — (S. 47.) jedoch ohne a 
auf die Höhe des Koſtenbetrages geſtattet, und iſt zulaͤſſig, wenn entweder 

1) gegen die klare Lage der Sache geſprochen iſt, oder erhebliche That⸗ 
ſachen unbeachtet gelaſſen, oder weſentliche Prozeßvorſchriften verletzt ſind; 
2) wenn die Entſcheidung einen Rechtsgrundſatz verletzt, er moͤge aus einer 
ausdrücklichen Vorſchrift des Geſetzes oder aus dem Sinne und Zuſam⸗ 
menhange der Geſetze hervorgehen, oder wenn dieſelbe einen ſolchen 
Grundſatz in Fällen, wofür er nicht beftimmt iſt, in Anwendung bringt. 


$. 65. 


Der Rekurs muß bei der Gerichtsbehoͤrde, welche in erſter Inſtanz in⸗ 
ſtruirt oder erkannt hat, binnen der im H. 43. beſtimmten Friſt entweder muͤnd— 
lich zu Protokoll, oder ſchriftlich, ohne daß es der Zuziehung eines Rechtsan— 
waltes bedarf, angebracht werden, und die Angabe der Beſchwerdepunkte ent— 
halten. Es bleibt der Partei uͤberlaſſen, eine nahere Ausfuͤhrung der Beſchwer— 
den damit zu verbinden. 


H. 66. 


Das Gericht ſchickt ſofort dem Gerichte zweiter Inſtanz die Rekursbe— 
ſchwerde mit den Akten ein. 

Findet dieſes die Beſchwerde unbegruͤndet, ſo iſt dieſelbe durch eine ſo⸗ 
fort unter Angabe der Gruͤnde zu erlaſſende Reſolution uruͤckzuweiſenz andern: 
falls nach $. 34. der Verordnung vom 2. Januar b. J. zu verfahren. 

Ruͤckſichtlich des Koſtenpunktes iſt die Entſcheidung nach Maaßgabe der 
im H. 63. getroffenen Beſtimmung zu erlaſſen. Die Beſtimmung des F. 61. 
findet auch auf den Rekurs Anwendung. 


VI. Von der Reſtitution. 
$. 67. 


Die Reſtitution wegen Friſtverſaͤumniſſe kann vom Gericht uͤberhaupt 
ertheilt werden, wenn Naturbegebenheiten oder andere unabwendbare Zufaͤlle 
denjenigen, welcher die Friſt verſaͤumt hat, verhindert haben, die Friſt inne zu 
halten. Die Partei muß die Thatumſtaͤnde, welche das Hinderniß begruͤnden, 
wenn der Gegentheil die Reſtitution nicht bewilligt, beweiſen oder auf Erfor⸗ 
dern des Gerichts eidlich erhärten. Ein Rechtsmittel wird gegen die durch 
Verfügung auszuſprechende Reſtitution nicht geſtattet. 


H. 68. 


Das Reſtitutionsgeſuch muß binnen 10 Tagen nach Ablauf der Friſt 
oder nach angeſtandenem Termine, wenn aber das Hinderniß erſt ſpaͤter gehoben 
Jahrgang 1849. (Nr. 3153.) 51 wird, 
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wird, von der Zeit ber Wegraͤumung beffelben an gerechnet, unter Angabe ber 
Hinderungsgruͤnde und der Beweismittel, und in ſofern die Einreichung einer 
Schrift verſaͤumt iſt, unter Beifuͤgung derſelben angebracht werden. Geht eine 
Prozeßſchrift innerhalb der zehntaͤgigen Reſtitutionsfriſt ein, ſo kann die Reſti— 
tution, wenn das Hinderniß klar vorliegt, ohne Weiteres ertheilt, ſonſt aber 
in einer vom Gericht zu beſtimmenden Friſt begruͤndet werden. 


$. 69. 


Wird gegen Kontumazial = Grfenntniffe bei nicht erfolgter Klagebeant⸗ 
wortung und gegen die in Kraft der Erkenntniſſe uͤbergehenden Mandate ($. 4.) 
Reſtitution nachgeſucht, ſo muß das Geſuch binnen 10 Tagen, vom Tage der In— 
ſinuation des Erkenntniſſes oder vom Ablauf der im Mandate beſtimmten Friſt 
ab gerechnet, muͤndlich zu Protokoll, oder mittelſt eines von einem Rechtsanwalte 
zu unterzeichnenden Schriftſatzes angebracht werden und damit zugleich die 
Klagebeantwortung verbunden ſein; der Angabe von Reſtitutionsgruͤnden be— 
darf es nicht. 

Iſt das Geſuch begruͤndet, fo fet der Richter, unter abſchriftlicher Mit: 
theilung deſſelben an den Gegentheil, einen Termin zur Verhandlung der 
Sache an. In dem folgenden Erkenntniß wird die Aufhebung des fruͤheren 
Erkenntniſſes oder Mandats ausgeſprochen und in der Sache ſelbſt anderwei— 
tig erkannt. Die durch bie Verſaͤumniß entſtandenen Koſten muß der Reſti— 
tuirte in allen Fallen tragen und ſofort erſetzen. 


VII. Von der Konkurrenz verſchiedener Rechtsmittel. 


$. 70. 

| Be "^ ie Ts Rechtsmittel, als die vorſtehend aufgeführten, werden nicht 
E pia d Treffen in einem Prozeß, fei es bei einem und demſelben Streitpunkte, 
, Au oder bei mehreren aus einem und demſelben Geſchaͤfte hervorgegangenen oder 
ee Sete, uu, doch mehrere nach F. 82. zuſammen zu rechnende Forderungen betreffenden 
| 2 dar meal es erg, Streitpunkten ſeitens einer oder beider Parteien das Rechtsmittel des Rekurſes 
und das der Appellation oder der Nichtigkeitsbeſchwerde zuſammen, ſo zieht 
die Appellation oder die Nichtigkeitsbeſchwerde den Rekurs nach; eben ſo wenn 
eR die Nichtigkeitsbeſchwerde mit der Reviſion zuſammentrifft, zieht letztere jene 
pene 7 mad fich, ſo daß im erfteren Falle der Rekurs als Appellation oder Nichtig— 
Ip wi g, keits beſchwerde zu behandeln, und nach den für die Appellation oder Nichtig⸗ 
22. £e aan, keitsbeſchwerde beſtimmten Grundſaͤtzen, im andern Falle die Nichtigkeitsbe— 
r „ſchwerde als Reviſion und nach ben für dieſe beſtimmten Grundſaͤtzen zu be: 
w udeln und in demſelben Erkenntniſſe zu entſcheiden iſt. 


Fase "A 


| 2 In pre ees or coole 


$. 71. 


.  BBetreffen. die zuſammentreffenden Rechtsmittel verſchiedene Streitpunkte, 
bei welchen nicht jene Vorausſetzungen eintreffen, ſo ſind dieſelben geſondert 
zu 
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zu verhandeln, aber inſofern dieſelben vor einem und demſelben Gerichte zu 
verhandeln, durch ein und daſſelbe Erkenntniß zu entſcheiden; anderenfalls iſt, 
je: Am Rekurs und bie Nichtigkeitsbeſchwerde zuſammentrifft, jener zuerſt zu 
entſcheiden. 


$. 794 


Wenn das Rechtsmittel der Reſtitution gegen ein Kontumazial-Erkennt⸗ 
niß mit dem der Appellation, des Rekurſes oder der Nichtigkeitsbeſchwerde 
konkurrirt, ſo muß die Verhandlung und Entſcheidung der letzteren bis zur Er⸗ 
ledigung des erſteren ausgeſetzt bleiben. 


$. 73. 


Eine Partei, welche daruͤber zweifelhaft iſt, welches von mehreren Rechts— 
mitteln in einem vorliegenden Falle ſtatt finde, iſt befugt, zur Wahrung ihrer 
Rechte die mehreren Rechtsmittel gleichzeitig, unter Beobachtung der fuͤr jedes 
vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten, einzulegen. Das Gericht hat die Zulaͤſſigkeit 
des einen oder anderen vorlaͤufig zu pruͤfen, das geeignet Scheinende zu ver⸗ 
handeln, die Verhandlung des anderen aber bis zur definitiven Entſcheidung 
auszuſetzen. 


VIII. Von Beſchwerden. 


H. 74. 


Beſchwerden gegen Verfügungen, durch welche ein Rechtsmittel zuruͤck— 
gewieſen wird, konnen nur innerhalb ſechs Wochen bei den zur definitiven Ent⸗ 
ſcheidung uͤber die Zulaͤſſigkeit des Rechtsmittels berufenen Gerichten der hoͤ⸗ 
heren Inſtanz angebracht werden. 

Im Uebrigen kommen die Beſtimmungen der Verordnung vom 2. Ja⸗ 
nuar d. J. $. 35. zur Anwendung. 


§. 75. 


Die Ausführung der Verfügungen wird durch dagegen erhobene Beſchwer— 
den an ſich nicht aufgehalten. Die vorgeſetzte Inſtanz iſt aber befugt, die 
Ausſetzung der Ausführung noch vor der Entſcheidung ſelbſt anzuordnen. 


Vierter Abſchnitt. 


Beſondere Prozeßarten. 
$. 76. 
Prozeſſe, welche die Scheidung, Unguͤltigkeit oder Nichtigkeit einer Ehe 


zum Gegenſtande haben, find mit der im F. 12. der Verordnung vom 2. Ja⸗ 
(Nr. 2453.) 91* nuar 
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nuar b. J. beſtimmten Maaßgabe nad) den Vorſchriften ber Verordnung vom 
28. Juni 1844. (Geſetz-Sammlung S. 184.) zu verhandeln. Für die dritte 
Inſtanz kommen jedoch hinſichtlich der Formen des Verfahrens und der Friſten 
die Vorſchriften der gegenwaͤrtigen Verordnung H. 42. ff. zur Anwendung. 
Das materielle Eherecht ſoll durch dieſe Beſtimmung in keiner Weiſe geaͤndert 
werden; die lediglich auf das Allgemeine Landrecht ſich beziehenden Beſtim— 
mungen der Verordnung bleiben daher außer Anwendung. 


9.77. 


In Wechſelſachen (Verordnung vom 6. Januar 1849. Gefeg- Sammlung 
S. 49.) kommen folgende Beſtimmungen zur Anwendung: 


1) Auf die Wechſelklage (S. 5. J. c.) ift fofort ein Termin zur muͤndlichen 
Verhandlung und Entſcheidung anzuberaumen und ſo abzubemeſſen, daß 
B Aet eine Friſt von hoͤchſtens drei Tagen zur Vorbereitung 
offen bleibt. 


2) In demſelben Maaße find auch die Friſten der etwa nothwendig wer: 
denden ferneren Termine abzukuͤrzen. 


3) Die Anmeldung der Appellation und deren Rechtfertigung muß fpäte- 
ſtens binnen drei Tagen, mit Ausſchließung der Reſtitution, bei dem Ge: 
richt erſter Inſtanz angebracht werden. Sie kann muͤndlich zu Protokoll 
erklaͤrt, oder ſchriftlich in der fuͤr die Appellationsrechtfertigung vorge— 
ſchriebenen Form eingereicht werden. 


Das Gericht erſter Inſtanz ſchickt die Akten ſofort nach Eingang der 
Appellationsrechtfertigung an den Appellationsrichter und ſetzt die Par⸗ 
teien gleichzeitig davon in Kenntniß, den Appellaten unter Mittheilung 
der Appellationsrechtfertigung. 


Der Appellationsrichter ſetzt einen moͤglichſt kurzen Termin zur Ent⸗ 
gegnung auf die Appellationsrechtfertigung und zur muͤndlichen Verhand— 
lung an und ladet die Parteien unter der in den $$. 50. und 52. vor: 
geſchriebenen Verwarnung vor. 


Dem Appellaten ſteht frei, vor dem Termin eine Entgegnung auf die 
Appellationsrechtfertigung, welche an keine Form gebunden iſt, dem 
Appellationsgericht einzureichen. 


Fur die Reoiſion und Nichtigkeitsbeſchwerde treten in Anſehung der 
Friſt zu deren Anbringung, der Form, in welcher die Erklaͤrungen an- 
zubringen ſind, und des Verfahrens dieſelben Vorſchriften mit den naͤhe— 
ren Beſtimmungen des F. 58. zu 1. und 2. ein. 


5) Der Richter hat nur zu beurtheilen, ob der Verklagte wechſelmaͤßig 
(Art. 8. ff., Art. 81. 82. der Allg. Deutſch. Wechſelordnung) ver— 
haftet iſt. Findet er die wechſelmaͤßige Verhaftung nicht begruͤndet, ſo 
iſt die Wechſelklage abzuweiſen. Die Verfolgung des dem Klaͤger aus 

an⸗ 


4 


4 
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anderen Gruͤnden etwa zuſtehenden Anſpruchs muß demſelben, und zwar 
im Wege des gewoͤhnlichen Verfahrens uͤberlaſſen bleiben. 


6) Das Rechtsmittel ſowohl der Appellation als der Reviſion gegen ein 
Erkenntniß, welches den Verklagten wechſelmaͤßig verurtheilt, hat für ihn 
nur Devolutiv-Effekt. 


7) Wenn nicht binnen drei Tagen, vom Tage der Publikation des Erkennt— 
niſſes an, die Erfuͤllung der wechſelmaͤßigen Verbindlichkeit erfolgt, ſo 
kann der Glaͤubiger den Schuldner durch das Gericht, ohne daß es eines 
monitoriſchen Zahlungsbefehls bedarf, ſofort zur perſoͤnlichen Haft brin- 
gen laſſen. Dem Glaͤubiger wird durch die Vollſtreckung des Haftbefehls 
das Recht auf Vollſtreckung der Exekution in das Vermoͤgen des Schuld— 
ners nicht verſchraͤnkt. 


8) Im Uebrigen kommen die Beſtimmungen dieſer Verordnung auch in 
Wechſelſachen zur Anwendung. 


$. 78. 


In Anſehung des Verfahrens bei Provokationen auf Todes-, Bloͤdſin—⸗ 
nigkeits- oder Wahnſinnigkeits- unb Prodigalitaͤts⸗Erklaͤrungen ſollen die Vor— 
ſchriften der Allg. Gerichtsordnung Thl. Ll Tit. 37. u. 38. und des Anhangs 
dazu mit der Maaßgabe, daß an Stelle der darin in Bezug genommenen Be— 
ſtimmungen des Allg. Landrechts das beſtehende materielle Recht in Geltung 
bleibt, zur Anwendung gebracht werden. 


$. 79. 


In Anſehung des an Stelle der Konfiskationsprozeſſe getretenen Ver— 
fahrens (Verordn. vom 4. Januar d. J. Geſetz-Samml. S. 47.), der Mora⸗ 
torien, Konkurs-, Liquidationsprozeſſe, des Verfahrens bei ber cessio bono- 
rum, der Behandlung der Glaͤubiger und bei Subhaſtationen verbleibt es fuͤr 
das Verfahren in erſter Inſtanz bei den bisherigen Vorſchriften; in ſofern aber 
nach denſelben gegen eine in erſter Inſtanz 1 Entſcheidung ein Rechts⸗ 
mittel zuläffig war und eingelegt wird, iſt beffen : ulaͤſſigkeit zugleich nach den 
Vorſchriften der gegenwärtigen Verordnung ($$. 47. 96. 59. 64.) zu beur- 
fbeilen und nach dieſen zu verhandeln. Kommen ín dieſen Sachen Spezial⸗ 
Prozeſſe vor, welche ſich zu einer abgeſonderten Verhandlung und Entſcheidung 
eignen, ſo ſind dieſelben eben ſo nach den Vorſchriften der gegenwartigen Ver⸗ 
ordnung zu behandeln. Insbeſondere bleibt die Einlegung von Rechtsmitteln 
gegen die der Definitio-Entfcheidung vorhergehenden interlokutoriſchen Beſcheide 
ausgeſchloſſen. 


(Nr, 3163.) Fuͤnf⸗ 


— 328 — 


Fünfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
$. 80. 


Wenn auf einen nothwendigen Eid erkannt ift, fo hat, ſobald das Gr- 
kenntniß die Rechtskraft erlangt hat, das Gericht erſter Inſtanz einen Termin 
zur Ausſchwoͤrung des Eides anzuberaumen und die purificatoria zu erlaſſen. 


$. 81. 


Der Werth des Streitgegenſtandes iſt uͤberall nach der Verordnung vom 
21. Juli 1843. (Geſetz⸗Samml. S. 297.) zu berechnen. 


$. 82. 


Mehrere in dem Prozeſſe geltend gemachte Forderungen, welche auf Zah— 
lung einer Geldſumme oder Gewaͤhrung anderer vertretbarer Sachen gerichtet 
ſind, werden auch dann, wenn ſie aus verſchiedenen Geſchaͤften entſprungen 
ſind, zuſammengerechnet, ſo daß die Kompetenz des Gerichts, die Prozeßart, 
die Zulaͤſſigkeit von Rechtsmitteln und die Anſetzung der Koſten nach dem Ge— 
ſammtbetrage der Forderungen beurtheilt werden muß. Die Kumulation anderer 
aus verſchiedenen Geſchaͤften entſpringender Klageanſpruͤche iſt nur in ſoweit 
zuläffig, als ſich dieſelben zu einem und demſelben Verfahren eignen. Sind 
in einer Klage Anſpruͤche auf Geld und fungible Sachen mit Anſpruͤchen 
anderer Art, aber aus demſelben Geſchaͤfte, verbunden, ſo findet das im 
H. 4. vorgezeichnete Mandatsverfahren auch nicht ruͤckſichtlich jener ſtatt. 


$. 83. 


Die Beſtimmungen der Verordnungen vom 4. Juli 1832, und 5. Des 
zember 1835., daß 


1) minderjaͤhrige oder großjaͤhrige, noch unter vaͤterlicher Gewalt ſtehende 
Perſonen, welche ſich im Dienſte Anderer befinden, ſowie dergleichen 
Lehrlinge, Geſellen, Handlungsdiener, Kunſtgehilfen, Hand- und Fabrik⸗ 
Arbeiter, in Injurien⸗, Alimenten- und Entſchaͤdigungs-Prozeſſen, ſowie 
in allen Rechtsſtreitigkeiten, welche aus ihren Dienſt-, Erwerbs- und 
Kontraktsverhaͤltniſſen entſpringen, dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande ihres 
Aufenthaltsorts unterworfen; 


2) die großjährigen unter ihnen befugt und verpflichtet find, ihre Gerecht⸗ 
ſame ſelbſt wahrzunehmen, ohne daß es der Zuziehung oder Benachrich— 
tigung ihrer Vaͤter bedarf; 

3) den 
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3) ben minderjährigen, wenn die Väter oder Vormuͤnder nicht an bemfel- 
ben Orte wohnen, ein Rechtsbeiſtand als Litiskurator zugeordnet werden 
ſoll, deſſen Pflicht es iſt, den Vater oder Vormund von dem Gegen⸗ 
ſtande des Rechtsſtreits in Kenntniß zu ſetzen, — und daß die Beſtimmun⸗ 
gen zu 2. und 3. auch dann zur Anwendung kommen ſollen, wenn die 
gedachten minderjaͤhrigen oder großjaͤhrigen, noch unter vaͤterlicher Ge— 
walt ſtehenden Perſonen in ſolchen Prozeſſen als Klaͤger auftreten, — 

ſollen auch in den im Eingange gedachten Bezirken zur Anwendung kommen. 


$. 84. 


Rechtsanwalte, welche als Bevollmaͤchtigte eine Prozeßſchrift übergeben, 
haben bei einer Ordnungsſtrafe von Einem bis zu fünf Rthlr. dieſelbe in duplo 
einzureichen. 


In Ruͤckſicht auf die bloße Legaliſirung ſolcher Schriften, welche nicht 
von einem bevollmaͤchtigten Sachwalter unterſchrieben ſind, kommen die Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung vom 21. Juli 1843. (Geſetz⸗Samml. S. 295.) mit 
den fuͤr die Reviſions- und Nichtigkeits-Inſtanz oben beſtimmten Maaßgaben 
zur Anwendung. Der Rechtsanwalt, welcher eine ſolche Schrift unterzeichnet, 
ift für deren Inhalt ebenſo verantwortlich, als wenn er die Schrift ſelbſt ab⸗ 
gefaßt haͤtte. Die Klagebeantwortung, die unter Anberaumung beſonderer Ter⸗ 
mine erforderte Replik und Duplik, koͤnnen von einem bevollmaͤchtigten Rechts— 
Anwalte nicht zu Protokoll gegeben, ſondern nur ſchriftlich angebracht werden. 


$. 85. 


In der Exekutions-Inſtanz koͤnnen nur die Einreden der Zahlung, der 
Kompenſation, des Erlaſſes und des Vergleiches geltend gemacht werden. Die— 
ſelben hemmen aber nur dann die Exekution, wenn die Thatſachen, auf welche 
ſie gegruͤndet werden, ſich erſt zu einer Zeit ereignet haben, in welcher dieſelben 
in dem, der Exekution vorhergegangenen Prozeßverfahren nicht mehr vorge: 
bracht werden konnten, und wenn dieſelben ſofort liquide gemacht werden koͤn— 


nen. (F. 2.) 
$. 86. 


Alle zu einer Leiſtung verurtheilende Erkenntniſſe ſollen die Beſtimmung 
einer Friſt enthalten, binnen welcher bei Vermeidung der Exekution dem Er— 
kenntniſſe Genuͤge geleiſtet werden muß. 


Nach Ablauf ber Friſt, und wenn das Erkenntniß rechtskraͤftig gewor— 
den, oder deſſen Vollſtreckung durch Einlegung eines Rechtsmittels nicht ge— 
hemmt werden kann, iſt auf Antrag des Glaͤubigers ſofort die Exekution ſelbſt 
zu verfuͤgen und der Schuldner davon zu benachrichtigen. Der Vollſtreckung 
foll der Erlaß eines weiteren monitorii nicht vorhergehen. Die Einlegung 
des Exekutors ſoll uͤberhaupt nicht mehr ſtatt finden. [ 

(Nr. 3453) Die 
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Die Beobachtung beſonderer Exekutionsgrade findet nicht ferner ſtatt; 
der Perſonalarreſt, mit Ausnahme des Wechſelarreſtes, aber nur in Ermange— 
lung eines anderen Exekutionsobjekts. 


$. 87. 


An Sonn- und Feſttagen darf keine Exekution vollſtreckt werden. Eben 
ſo wenig waͤhrend der Saat- und Aerndtezeit gegen Perſonen, welche ſich mit 
der Landwirthſchaft beſchaͤftigen, ausgenommen in Wechſel-, Alimenten- und 
ſolchen Sachen, bei denen Gefahr im Verzuge obwaltet; desgleichen in allen 
Faͤllen, in welchen der verabredete Zahlungstermin in dieſe Zeit faͤllt. 

Fuͤr die Saat werden im Fruͤhjahr und Herbſt jedesmal vierzehn Tage, 
fuͤr die Aerndte vier Wochen in derjenigen Jahreszeit, in welche nach der 
Oertlichkeit Saat und Aerndte hauptſaͤchlich zu fallen pflegen, frei gelaſſen. 

Hat die Exekution ſchon vor dem Eintritt der Saat: oder Aerndtezeit 
angefangen, ſo wird der Fortgang derſelben nicht gehemmt. 


$. 88. 


Die den Kuͤnſtlern und Handwerkern zur Fortſetzung ihrer Kunſt oder 
ihres Handwerks erforderlichen Werkzeuge und anderen Gegenſtaͤnde bleiben 
von der Pfändung ausgeſchloſſen, wenn jene ſchon bei Eingehung der zur 
e ſtehenden Schuld dem Stande der Kuͤnſtler oder Handwerker an— 
gehoͤrten. 


$. 89. 


Werden im Wege der Exekution Beſoldungen oder andere an die Perſon 
des Schuldners gebundene Einkuͤnfte, und zwar nicht nur die bereits fälligen, 
ſondern auch die kuͤnftigen Betraͤge derſelben der Art in Beſchlag genommen, 
daß mehrere Glaͤubiger daraus ihre Befriedigung ſuchen, fo geſchieht die Ver: 
theilung nach folgenden Grundſaͤtzen: 


1) Forderungen, denen ein beſtimmtes Vorrecht geſetzlich zuſteht, werden 
vorzugsweiſe befriedigt. 


2) Von den uͤbrigen Forderungen werden 


a) die vor der Beſchlagnahme entſtandenen zunaͤchſt und 
b) die ſpaͤter entſtandenen erſt nach jenen befriedigt. 


Die Vertheilung erfolgt jaͤhrlich mit dem Ablauf des Kalenderjahres, 
ſobald die letzte Hebung eingegangen iſt. 

Nach Befriedigung der zu 1. erwaͤhnten Forderungen faͤllt bei Verthei— 
lung unter die zu 2 a. bezeichneten Gläubiger die Einnahme des erſten Jahres 
denjenigen zu, welche die erſte Beſchlagnahme ausgebracht haben; die Einnahme 
des zweiten Jahres wird auf ſaͤmmtliche Glaͤubiger vertheilt, welche waͤhrend 
des erſten Jahres die Beſchlagnahme ausgebracht haben, oder derſelben beige— 

treten 
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treten find; bei ber Vertheilung der Einnahme des dritten und jeden folgenden 
Jahres treten den früher theilnehmenden Glaͤubigern immer noch diejenigen 
hinzu, welche in dem zunaͤchſt vorangegangenen Jahre beigetreten ſind. 


Die Vertheilung unter die gleichberechtigten Glaͤubiger erfolgt nach Ver⸗ 
haͤltniß des Betrages ihrer Forderungen. 


Zur Erklaͤrung uͤber den nach vorſtehenden Beſtimmungen anzufertigen⸗ 
den Vertheilungsplan werden ſowohl der Schuldner als die Glaͤubiger unter 
abſchriftlicher Mittheilung deſſelben zu einem Termine vorgeladen unter der Andro⸗ 
hung, daß bei ihrem Ausbleiben angenommen wuͤrde, ſie genehmigten den Plan 
und haͤtten gegen die Ausfuͤhrung deſſelben nichts zu erinnern. 


$. 90. 


Die Einleitung ber Subhaſtation findet ohne vorgángige Immiſſion ftatt ; 
auch foll nur eine einzige Monitionsfriſt von vier Wochen und nur ein Bie⸗ 
tungstermin ſtatt finden. Bei Grundſtuͤcken bis zum Taxwerth von 500 Kthlr. 
einſchließlich genuͤgt zur Bekanntmachung des verfuͤgten Verkaufstermines der 
Aushang an der Gerichtsſtelle und an der ſonſt zu oͤffentlichen Bekanntma⸗ 
chungen beſtimmten Stelle in der Ortsgemeinde, in welcher das Grundftüc 
liegt, ſowie die einmalige Ginrüdung in den Anzeiger des Regierungsamts— 
blattes. 


Sechſter Abſchnitt. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
$. 91. 


Die gegenwaͤrtige Verordnung tritt mit dem 15. Auguſt d. J. in Wirk⸗ 
ſamkeit. Was die bereits vor dieſem Zeitpunkte eingeleiteten Prozeſſe betrifft, 
ſo bleiben jeder Partei diejenigen Rechte, welche ſie durch die Verſaͤumniſſe 
des Gegentheils an Saͤtzen, Ausfluͤchten, Handlungen, — Beweismitteln 
oder am ganzen Beweiſe oder Gegenbeweiſe bereits erworben hat, vorbehalten; 
im Uebrigen treten die folgenden Unterſcheidungen und Beſtimmungen ein. 


$. 92. 


Iſt in erſter Inſtanz weder definitiv noch interlokutoriſch erkannt, ſo wird 
in allen Fallen, in welchen die Akten dem Gerichte zum Spruch ober zur Ver⸗ 
fuͤgung vorliegen, oder die Partei einen Antrag macht, oder ein Termin an⸗ 
flebt, nach deſſen Abhaltung nicht ein Kontumazial- oder Agnitionsbeſcheid ab— 
gefaßt werden kann, ein Termin zur muͤndlichen Verhandlung der Sache in 
der Gerichtsſitzung anberaumt, zu welchem die Parteien mit der Aufforderung 
vorzuladen, alle zur Unterfiügung oder Widerlegung der Klage und ber dage— 

Jahrgang 1849. (Ir. 3153.) 52 gen 
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en vorgebrachten oder noch vorzubringenden Einreden noch anzuführenden 
hatſachen, ſoweit ſie damit nicht bereits vor dem 15. Auguſt d. J. ausgeſchloſ⸗ 
ſen, ſowie alle zur Unterſtuͤtzung oder Widerlegung der vorgebrachten Thatſachen 
dienenden Beweismittel und alle Gegenbeweismittel vorzubringen, und zwar 
unter der nach $$. 27 bis 31. dieſer Verordnung zu beſtimmenden Verwarnung. 


$. 93. 


Ebenſo ifi es zu halten, wenn in erfier Inſtanz zwar bereits interlofu- 
toriſch erkannt, das Erkenntniß oder der Beſcheid aber weder rechtskraͤftig ge⸗ 
worden, noch in zweiter Inſtanz darüber definitiv erkannt iſt, alſo auch dann, 
wenn nur erſt Appellationsprozeſſe erkannt ſind. Akten, welche beim Appella⸗ 
tionsrichter zum Spruch uͤber einen interlokutoriſchen Beſcheid vorliegen, ſind 
an das Gericht erſter Inſtanz zu remittiren, welches ohne weiteren Antrag den 
Termin zur muͤndlichen Verhandlung der Sache anzuberaumen hat. 


$. 94. 


Iſt in zweiter Inſtanz bereits auf die Appellation gegen einen interlo⸗ 
kutoriſchen Beſcheid vollſtaͤndig erkannt, das Erkenntniß aber vor jenem Zeit⸗ 
punkte nicht in Rechtskraft uͤbergegangen, ſo behaͤlt es dabei, in ſofern kein 
Rechtsmittel eingewendet wird, ſein Bewenden; die Zulaͤſſigkeit des Rechtsmit⸗ 
tels an ſich iſt nach den bisherigen Vorſchriften zu beurtheilen. 

In Ruͤckſicht auf das Verfahren und die Friſtbeſtimmungen kommen 
aber die unten gegebenen Beſtimmungen (F. 97.) zur Anwendung. 


$. 95. 


Iſt ein Interlokut rechtskräftig geworden, in ber Sache aber noch nicht 
definitiv erkannt, ſo iſt auf jeden ferneren Antrag der Partei oder in ſofern ein 
Termin zur Beweisaufnahme bereits anberaumt iſt, nach Abhaltung deſſelben 
ein Termin zur muͤndlichen Verhandlung nach H. 84. anzuberaumen, und darin 
nach Maaßgabe dieſer Verordnung zu verfahren. Eben dieſes findet ſtatt, 
wenn nach $. 94. von dem Richter dritter Inſtanz über ein den interlokutori— 
ſchen Beſcheid beſtaͤtigendes oder abaͤnderndes Appellations⸗Erkenntniß noch zu 
erkennen iſt. 

$. 96, 


Sind die Verhandlungen ber Inſtanz bereits vor jenem Zeitpunkte (F. 91.) 
bis zum Definitiv-Erkenntniß geſchloſſen, fo ift entweder das Erkenntniß nach 
den bisherigen Vorſchriften abzufaſſen, oder wenn das Gericht beim Vortrage 
der Sache findet, daß noch nicht definitiv erkannt werden kann, ein Termin zur 
muͤndlichen Verhandlung und Entſcheidung der Sache anzuberaumen. 


Me dde 


, ME ein Definitiv⸗Erkenntniß bereits vor jenem Zeitpunkte publizirt, ſo iſt 
die Zulaͤſſigkeit des Rechtsmittels an ſich nach den bisherigen Vorſchriften zu 
beur⸗ 
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beurtheilen. Iſt die Anmeldungsfriſt noch nicht abgelaufen, fo ift ſolche na 
den Vorſchriften dieſer Verordnun zu bemeſſen. Iſt das e aen 
angemeldet, aber noch nicht eingeführt und juſtifizirt, fo ift in ſofern nicht be⸗ 
reits eine weitere Friſt laͤuft, dieſe gleichfalls nach dieſer Verordnung zu be⸗ 
meſſen, ſo daß mit deren Ablauf das Rechtsmittel ohne Weiteres fuͤr deſert zu 
erachten. Iſt das Rechtsmittel bereits gerechtfertigt und die Rechtfertigungs⸗ 
ſchrift zur Beantwortung mitgetheilt, ſo wird nach deren Eingange, oder nach 
Ablauf der Beantwortungsfriſt auf eingehenden Antrag, ein Termin zur muͤnd⸗ 
lichen Verhandlung und Entſcheidung der Sache anberaumt. 


$. 98. 


Die Vernehmung der Zeugen und Sachverftändigen erfolgt in allen Faͤl⸗ 
len von jenem Zeitpunkte ab nach $. 35. dieſer Verordnung. Bei Anberaumung 
eines Termins zur mündlichen Verhandlung werden alle noch nicht den Par— 
teien eroͤffnete ernehmungsprotokolle auf Antrag ohne Weiteres abſchriftlich 
mitgetheilt, unbeſchadet ihrer Berechtigung zur Benennung und Vernehmlaſſung 
fernerer Zeugen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouci, den 21. Juli 1849. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


— stri» er 
dt Bed o) unius 
ie N. anim 
ee mug "bl 

sed url 
gione xy? nydil 

. 


"A | — ; 


n) deu 3 UE 
t9 mta 3 2 


d d urit: di 

x et . — ö 7 ne mar seu aes] 
E: 255 ja: es E ai iub 
Es HU «ndo pan Y. Sl eth nen mit. 


e: d * = quip h 1 5 


ditt ad $55 NETT ap deno Ju dmt ^ 


i à Mot. 220 inet dm 
u 8 nd Ht 2 pem — 


mA d 


dort e Jehan d a 5 grad and Ar 38 
SER $ xime E E E EU 4. 
iH PUR : 
1 x- ; 
= ^ —Ó 4 
. " (i$ vr ; x 3 5 
5m boil 92 * * * , 
Sa rs 
"NEL i VN T : x 
Aa 5 = 
So; o 7 
1 tin -- “ 5 TY M 
Gr 2 " à; * 2 
on TE "ys 


